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che, den Nichtbeitritt zu den Konventionen zu rechtfertigen. 
US-amerikanische Völkerrechtler begründen die,Tatsache, daß 
die USA beide Menschenrechtskonventionen bisher nicht rati­
fiziert haben7, in erster Linde damit, daß das Prinzip des 
Selbstbestimmungsrechts jeweils in Art. 1 beider Dokumente 
aufgenommen wurde. So meint C. C. F e r g u s o n  jr., das 

V Selbstbestimmungsrecht bereite den USA insofern vor allem 
konstitutionelle Schwierigkeiten, als es die Lage der „schwar­
zen Nationalisten und Separatisten“ berühre.8 M. S. M c - 
D о u g a 1 und G. В e b r bezeichnen sogar die Verankerung 
des Selbstbestimmungsrechts in den Menschenrechtskonven­
tionen als eine „unglückliche Sache“ und befürchten, daß auf 
Grund des Fehlens einer klaren Definition des Begriffs „Völ­
ker“ die Bezugnahme auf ein solches Prinzip der „Weltord­
nung“ schaden könne.9 Der Franzose L. D e l b e z  betrachtet 
die Aufnahme des Selbstbestimmungsrechts in die Konventio­
nen als einen „Irrtum“, da die „Charta der Menschenrechte“ 
doch das Verhältnis zwischen dem Staat und den einzelnen 
Bürgern regele und das Prinzip der Selbstbestimmung über­
dies ein politisches und kein rechtliches Prinzip sei.10

Diese bürgerlichen Völkerrechtler übersehen, daß das 
Selbstbestimmungsrecht eines der sieben Grundprinzipien des 
Völkerrechts ist und zwingenden Charakter (jus cogens) be­
sitzt.11 Es ist ferner als das höchste kollektive Menschenrecht 
der Drehpunkt, „über den die Entfaltung der Demokratie im 
Innern der Staaten mit den anderen Prinzipien, insbesondere 
der souveränen Gleichheit der Staaten, dem Gewaltverbot 
und dem Interventionsverbot, verbunden wird“.12 Bürgerliche 
Wissenschaftler sind gegen die Verankerung dieses kollekti­
ven Menschenrechts in UN-tKonventionen, weil dadurch „dem 
individualistischen Strukturmodell der bürgerlichen Verfas­
sungen, nach dem die Menschenrechte als Schranken der 
Volkssouveränität, als negiertes Selbstbestimmungsrecht des 
Volkes erscheinen“13, das Rückgrat gebrochen würde.

Das Charakteristikum der dritten Hauptrichtung besteht 
in dem Versuch, den Menschenrechtskonventionen das bürger­
liche Menschenrechtsverständnis zugrunde zu legen. So wird 
z. B. für alle Staaten — unabhängig von der Gesellschafts­
ordnung — behauptet, die politischen Menschenrechte seien 
dem Wesen nach Abwehrrechte gegen den Staat.

Der BRD-Staatsrechtler G. B r u n n e r ,  der zu den „Ost­
europa-Spezialisten“ gezählt wird, geht davon aus, daß in den 
sozialistischen Staaten die für den Kapitalismus charakteristi­
sche Entgegensetzung von Mensch und Gesellschaft, von Bür­
ger und Staat weiterwirke. Er ignoriert die neue Qualität der 
rechtlichen Stellung des Bürgers in der sozialistischen Gesell­
schaft und die dieser Stellung zugrunde liegenden sozialöko­
nomischen und politischen Realitäten14, sondern mißt mit der 
Elle bürgerlichen Grundrechtsverständnisses, wenn er zu der 
Aussage gelangt, daß in sozialistischen Staaten „die einzel­
nen Kriterien der Grundrechte“ nicht gegeben seien und man 
deshalb für das sozialistische Rechtssystem nicht von Grund­
rechten sprechen könne.15 Daß sozialistische Grundrechte die 
prinzipielle Übereinstimmung der Interessen von Gesellschaft, 
Staat und Bürger widerspiegeln, daß es für diese Grundrechte 
politische, ökonomische, ideologische und juristische Garan­
tien gibt16, daß also die Bürger sozialistischer Staaten ihre 
Grundrechte nicht g e g e n  die Gesellschaft, sondern i n der 
Gesellschaft verwirklichen, bleibt bei G. Brunner völlig außer 
Betracht.

Auch der BRD-Staats- und Völkerrechtler K. D o e h r l n g  
vertritt die bürgerliche Konzeption von „allgemeinen Men­
schenrechten“ — allerdings in einer eher sentimentalen Va­
riante. Er bedauert, daß die bürgerlichen Auffassungen über 
Freiheit, Demokratie und Menschenrechte international heute 
keine Anziehungskraft mehr ausüben und daß z. B. die Völ­
ker junger Nationalstaaten nicht bereit sind, sie zu überneh­
men: „Ein trauriges Bild aber bietet sich, wenn man bedenkt, 
daß heute nur eine recht kleine Gruppe von Staaten diesem 
Modell der westlichen Demokratie überhaupt folgt.“17 Doeh- 
ring erkennt richtig die eine Seite eines sich weltweit voll­
ziehenden Prozesses, übersieht aber die andere, entscheidende 
Seite, nämlich daß sich international die Erkenntnis durchzu­
setzen beginnt, daß nur der sozialistische Staat allen Bürgern 
politische Freiheiten und soziale Rechte zu garantieren ver­
mag.

Zur vierten Hauptrichtung zählen Juristen mit einer zum 
Teil realistischen Betrachtungsweise. Sie begnügen sich mit 
der Feststellung, daß es international unterschiedliche Auf­
fassungen über die Menschenrechte gibt.

Die US-Amerikaner L. H e n к i n und W. F r i e d m a n n  
anerkennen in bezug auf die Menschenrechte die Existenz 
von „unterschiedlichen menschlichen Werten“ bzw. die „Ver­
schiedenartigkeit der Rechtsvorstellungen der Völker“.18 Der 
Österreicher F. E r m a c o r a  unterstreicht die Tatsache, daß 
sich die Auseinandersetzungen um die „Grund- und Freiheits­
rechte“ bis zum heutigen Tage „in der Spannung zwischen 
dem klassisch-liberalen Grundrechtskonzept und der Marx- 
schen Negation desselben bewegen“.19 Der BRD-Völkerrecht- 
ler G. W e 11 i g , der im übrigen aus seinem Antikommunis­
mus kein Hehl macht, gelangt zu der realistischen Feststel­
lung: „Keine Seite kann von der anderen erwarten, daß diese 
die politischen Grundwerte des anderen Systems anerkennt 
und übernimmt. Alle Versuche, die andere Seite vermittels 
Forderungen und Anklagen dazu zu bewegen, führen nur zu 
politischer Konfrontation.“20

Abwertung der sozialökonomischen Menschenrechte

Obwohl sozialökonomische und politische Menschenrechte 
nach dem UN-Grundkonzept eine Einheit bilden, wird dies 
von der großen Mehrheit der bürgerlichen Wissenschaftler 
nicht akzeptiert. Ihr Bemühen, die Einheit der beiden Men­
schenrechtskategorien zu unterlaufen, d. h. in erster Linie die 
sozialökonomischen Rechte abzuwerten, ist ein beredter Aus­
druck der Tatsache, daß sich der Kapitalismus als Gesell­
schaftsordnung historisch in der Defensive befindet. Wollten 
sich die kapitalistischen Staaten völkerrechtlich verpflichten, 
ökonomische und soziale Menschenrechte zu garantieren und 
zu realisieren, so würde dies die Überwindung systemimma­
nenter Gebrechen (wie z. B. der chronischen Arbeitslosigkeit) 
voraussetzen. Vom eigentlichen Wesen der ökonomischen und 
sozialen Menschenrechte (z. B. des Rechts auf Arbeit) her er­
fordert die Verwirklichung dieser Rechte die revolutionäre 
Umwälzung der Gesellschaft.21

Daraus erklärt es sich, daß bürgerliche Wissenschaftler 
bestrebt sind, die Bedeutung der sozialökonomischen Men­
schenrechte herunterzuspielen:

Zum einen wird die Behauptung aufgestellt, daß die Inter­
nationale Konvention über wirtschaftliche, soziale und kul­
turelle Rechte für die Staaten keine Rechtspflichten enthalte. 
Sie habe nur den Charakter eines Standards22; bei ihr handele 
es sich — so der BRD-Völkerrechtler E. M e n z e l  — „mehr 
um sozialpolitische Richtsätze und weniger um normative 
Rechtssätze“.23 Auf diese Weise soll einem multilateralen völ­
kerrechtlichen Vertrag mit konkreten völkerrechtlichen Ver­
pflichtungen für die Vertragsstaaten bestenfalls die Qualität 
einer allgemeinen, aber rechtlich unverbindlichen Empfeh­
lung zuerkannt werden.

Zum anderen wird von bürgerlichen Juristen die Veran­
kerung sozialökonomischer Rechte in den innerstaatlichen 
Verfassungen rundweg abgelehnt, weil dadurch „möglicher­
weise die elementare Glaubwürdigkeit und Effektivität der 
klassischen Grundrechte“ gefährdet werden könnte24 und weil 
dies „gegen die Postulate der Rechtssicherheit und Rechtsklar­
heit“ verstieße.25

Vereinzelt wird eine realistischere Position in bezug auf 
die sozialökonomischen Menschenrechte eingenommen. So ge­
langte der BRD-Jurist H. M а i e r zu der Erkenntnis, daß 
„die Menschenrechte dem Betrachter im letzten Drittel des 
20. Jahrhunderts nicht mehr von der großen weltgeschichtli­
chen Strömung getragen (erscheinen), die ihren Siegeszug in 
den letzten Jahrhunderten erklärt. In der enger gewordenen 
Welt ist der Ruf nach Freiheit schwächer, der Ruf nach Sicher­
heit größer geworden. Den Hungernden und Armen bedrän­
gen elementarere Sorgen als das Verlangen nach individueller 
Verfügungsgewalt und persönlicher Kultur“.26 Dabei über­
sieht H. Maier aber, daß der Kampf der kolonial unterdrück­
ten Völker um nationale Befreiung und um ökonomische 
Unabhängigkeit geführt wurde, daß sich die Forderung der 
Entwicklungsländer nach Schaffung einer neuen internationa­
len Wirtschaftsordnung gegen die imperialistischen Staaten


